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Rehbock-Zureich, Siegfried Scheffler, Dietmar Schütz (Oldenburg), Dr. Angelica 
Schwall-Düren, Ernst Schwanhold, Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast, Jörg-Otto Spüler, 
Dr. Bodo Teichmann, Franz Thönnes, Hans Georg Wagner, Berthoid Wittich, 

Dr. Wolfgang Wodarg, Peter Zumkley 
— Drucksache 13/1256 — 


Überdachte Straßen 


Vielbefahrene Bundesfernstraßen und -autobahnen, die mitten durch 
Wohngebiete und Städte führen, stellen für die Anwohner eine große 
Belastung dar. Lärm und Emissionen, Teilungen von ursprünglich zu- 
sammenhängenden Wohngebieten schmälern den Wohnwert und die 
Lebensquahtät beträchtlich. 

Lärmschutzmaßnahmen, die dem gesetzlich garantierten Mindeststan- 
dard entsprechen, tragen dem Bedürfnis der Anwohner nach Ruhe oft 
nicht im ausreichenden Maße Rechnung. Auch ein umfassender Schutz 
vor Immissionen und die Verhinderung der Durchschneidung von Stadt- 
teilen und Flächen wird durch die gesetzhchen Bestimmungen nicht 
garantiert. 

Einige Streckenabschnitte von Bundesfernstraßen und -autobahnen 
wurden daher überdeckelt. So plant die Bundesregierung aus Gründen 
des Landschafts- und Umweltschutzes die Wegtunnelung der Transit- 
autobahn im Raum Görlitz/Neiße. Demgegenüber darf der vorbeugende 
Gesundheitsschutz nicht geringer bewertet werden. Daher sollte diese 
Bauweise in dichtbesiedelten Ballungsräumen häufiger zur Anwendung 
kommen. Überdeckelungen sind zwar kostenintensiver als traditionelle 
Lärmschutzmaßnahmen, dafür aber wesentlich effektvoller. 

1. Welche Streckenabschnitte (länger als 1 km) von Bundesfernstra- 
ßen und Bundesautobahnen sind überdeckelt? 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Verkehr vom 1 6. Juni 
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Im Zuge der in Betrieb befindlichen Bundesfernstraßen in der 
Baulast des Bundes sind folgende drei Autobahn- und zwei Bun- 
desstraßenabschnitte mit jeweils mehr als 1 Kilometer Länge und 
mit einer Gesamtlänge von etwa 6,1 Kilometer abgedeckt: 


A44 

Düsseldorf (Flughafentunnel) 

1 070 m 

A46 

Düsseldorf (Universität) 

1 020 m 

A40 

Essen (Ruhrschneilweg) 

1 004 m 

B 14 

Fellbach 

1 565 m 

B 236 

Dortmund- Wambel 

1 420 m 


Zwei weitere ab gedeckte Bundesstraßenabschnitte mit jeweils 
mehr als 1 Kilometer Länge liegen in der Baulast der jeweiligen 
Städte: 

B 14 Stuttgart-Heslach 2 290 m 

B 1 Düsseldorf (Rheinufertunnel) 2 000 m 

Im Bau befinden sich zur Zeit folgende drei Abdeckungsmaßnah- 
men mit jeweils mehr als 1 Kilometer Länge, davon ein Abschnitt 
in der Baulast des Bundes: 

A 99 München- Allach 1 000 m 

und zwei Abschnitte in der Baulast der jeweiligen Städte: 

B 295 Stuttgart 1 200 m 

B 9 Bonn-Bad Godesberg 2 000 m. 


2. Welche Gründe führten zu der Überdeckelung dieser Streckenab- 
schnitte? 


Städtebauliche Gründe, die Unterquerung von Verkehrsanlagen 
und Gründe des Lärmschutzes führten zu den vorgenannten Maß- 
nahmen. 


3. Welche Kosten sind entstanden? 


Wegen der sehr unterschiedlichen örtlichen Verhältnisse können 
die Baukosten für die einzelnen Projekte sehr stark voneinander 
abweichen. Die Baukosten betrugen in den letzten Jahren zwi- 
schen 20 und 50 Mio. DM je Kilometer bei einbahnigen Quer- 
schnitten und zwischen 35 und 70 Mio. DM je Kilometer bei 
zweibahnigen Querschnitten. Zu den Rohbaukosten kommen 
etwa 5 bis 10 Mio. DM je Kilometer für die verkehrstechnische 
und betriebstechnische Ausstattung. 

Bei Ortsdurchfahrten in Ballungsgebieten muß bei zweibahnigen 
Straßen mit Baukosten von 170 Mio. DM je Kilometer, in Sonder- 
fällen mit noch höheren Kosten gerechnet werden. 


4. Gibt es Fälle, in denen sich Bundesländer oder Kommunen an den 
Kosten beteiUgt haben? 

Wenn ja, in welchem Umfang? 
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Die Straßenbaulast für den Bau der Bundesfernstraßen bestimmt 
sich nach den Vorschriften des Bundesfernstraßengesetzes. So- 
weit nicht die Gemeinden Baulastträger für die Ortsdurchfahrten 
der Bundesstraßen sind oder die Baulast nach den gesetzlichen 
Vorschriften oder öffentlich rechtlichen Verpflichtungen anderen 
obliegt, ist der Bund alleiniger Träger der Straßenbaulast. Wenn 
die Gemeinde eine Lösung anstrebt, deren Funktionen über die 
von einer Bundesfernstraße zu erfüllenden Funktionen hinaus - 
gehen, hat sie insoweit die Kosten zu tragen. Die anteilige Höhe 
der Beteiligung richtet sich nach den Besonderheiten des Einzel- 
falls und kann daher sehr unterschiedlich sein. 


5. Gibt es bei überdeckelten Streckenabschnitten höhere Betriebs- 
kosten als bei nichtüberdeckelten Straßen? 

Wie setzen sich diese Mehrkosten zusammen? 

Wer kommt für sie auf? 


Abgedeckte Streckenabschnitte verursachen gegenüber der 
freien Strecke erheblich höhere Betriebs- und Unterhaltungs- 
kosten. Diese sind insbesondere bedingt durch den Mehraufwand 
für Beleuchtung, Belüftung, sicherheitstechnische Anlagen, Ent- 
wässerungsanlagen, Wasserversorgung (Löschwasser) und Reini- 
gungsmaßnahmen. Die Ausgaben liegen über dem zehnfachen 
der Ausgaben für die nicht abgedeckte Strecke und betragen 
mehr als 0,5 Mio. DM pro Kilometer und Jahr für vierstreifige 
Straßen und mehr als 0,3 Mio. DM pro Kilometer und Jahr für 
zweistreifige Straßen. Hinzu kommen die Aufwendungen für die 
Bauwerkserhaltung. 

Die Kosten sind vom Baulastträger zu tragen. 


6. Ist der Bund stets Eigentümer der überdeckelten Flächen und der 
auf gefüllten Böschungen? 

Gibt es Beispiele für den Verkauf, die Vermietung oder Verpach- 
tung dieser Flächen? 


Der Bund ist in der Regel als Straßenbaulastträger Eigentümer der 
Bundesfernstraßen, zu denen auch die Böschungen gehören. Wer- 
den bauliche Anlagen wie Abdeckungen oder Einhausungen auf 
diesen Grundstücken errichtet, so stehen diese Bauwerke als mit 
dem Boden fest verbundene Bestandteile im Eigentum der 
Bundesstraßenverwaltung. 

Sofern sich die Flächen für eine besondere Nutzung eignen, 
können sie durch Einräumung einer Dienstbarkeit zu Lasten des 
bundeseigenen Grundstücks und in Anlehnung an die Nutzungs- 
richtlinien des Bundes genutzt werden. Von dieser Möglichkeit 
wurde in Einzelfällen Gebrauch gemacht. 


7. Befinden sich Überdeckelungsprojekte momentan im Planungs- 
stadium? 

Wenn ja, welche? 
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Im Zuge der Bundesfernstraßen in der Baulast des Bundes sind 
zehn Abdeckungsmaßnahmen (fünf bei Autobahnen und fünf bei 
Bundesstraßen) mit jeweils mehr als 1 Kilometer Länge und mit 
einer Gesamtlänge von etwa 15,5 Kilometer geplant. 


8. Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine Bürgerinitiative exi- 
stiert, die eine Überdeckelung der BAB 7 im Bereich HH- 
B ahrenfeld/Othmarschen fordert? 


Ja. 


9. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit einer Über- 
deckelung der BAB 7 in diesem Streckenabschnitt? 


Die wirtschaftlich-technische Machbarkeit einer Überdeckelung 
der BAB 7 wird durch ein von Hamburg finanziertes Gutachten 
derzeit geprüft. Der Senat von Hamburg wird das Ergebnis vor- 
aussichtlich im Sommer 1995 behandeln. Danach wird sich die 
Bundesregierung mit der angesprochenen Möglichkeit befassen. 


10. Ist die Bundesregierung bereit, eine Überdeckelung der BAB 7 im 
oben genannten Bereich finanziell zu fördern? 

Wenn ja, in welcher Höhe? 

Ob und in welchem Umfang der Bund die Überdeckung der A 7 in 
diesem Bereich finanziell fördern kann, kann erst geprüft werden, 
wenn das erwähnte Gutachten vorhegt und die Straßenbauver- 
waltung Hamburg als Auftragsverwaltung des Bundes nach Arti- 
kel 90 GG hierzu Stellung genommen hat. 


11. Welche Lärmschutzmaßnahmen muß der Bund gemäß gesetzlicher 
Vorschriften im Zuge des Baus der vierten Elbtunnelröhre in diesem 
BAB -Abschnitt finanzieren? 

Wird die Bundesregierung weitere Lärmschutzmaßnahmen in die- 
sem Bereich finanzieren? 


Der Planfeststellungsbeschluß für den Bau der vierten Elbtunnel- 
röhre verpflichtet den Bund, im Bereich Othmarschen bis zur 
S-Bahn aktive und ergänzend passive Lärmschutzmaßnahmen 
durchzuführen. Darüber hinaus hat sich der Bund auf freiwilliger 
Basis bereit erklärt, im anschließenden Bereich Bahrenfeld den 
vorhandenen Lärmschutz zu verbessern. 


12. Wie steht die Bundesregierung dazu, daß es erhebliche Unter- 
schiede bei der Berechnung der Lärmwerte im Bereich Bahrenfeld 
und Othmarschen gibt (vergleiche Schallimmissionsplan der Bau- 
behörde zum Planfeststellungsverfahren Lärmschutz mit dem 
Schallimmissionsplan Straßenverkehr Tag im Hamburger Umwelt- 
atlas 1994, Karte 43), und welche Schlußfolgerungen zieht sie 
daraus für die Beurteilung hinsichthch der notwendigen Lärm- 
schutzmaßnahmen? 
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Die Unterschiede sind zum einen zu erklären aus den unter- 
schiedlichen Zielsetzungen der Lärmberechnungen und zum 
anderen aus den unterschiedlichen Berechnungsannahmen. Bei 
der Berechnung von Immissionen für die Festlegung der Lärm- 
schutzmaßnahmen nach der Sechzehnten Verordnung zur Durch- 
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes müssen die Werte 
für jeden Immissionsort punktgenau auf der Basis von Prognose- 
verkehrswerten ermittelt werden. Dagegen werden die Schall- 
immissionspläne der Umweltbehörde (Hamburger Umweltatlas 
1994), die die Grundlage der Lärmminderungspläne bilden, nur 
flächenbezogen erstellt. Hierzu werden Analyseverkehrswerte 
sowie vereinfachte Annahmen und Rechenverfahren z. B. bezüg- 
lich der Schallreflexionen und Bebauung zugrunde gelegt. 


13. a) Wie steht die Bundesregierung dazu, daß im Planfeststellungs- 
verfahren zum Bau der vierten Elbtunnelröhre die aktiven Lärm- 
schutzmaßnahmen mit einbezogen wurden, die Planungen zum 
passiven Lärmschutz aber angesichts der Tatsache, daß die 
Werte aus der 16. BImSchV beim damaügen Plante ststellungs- 
verfahren noch nicht berücksichtigt werden konnten, abge- 
trennt wurden? 


Der aktive Lärmschutz ist im Planfeststellungsbeschluß für die 
vierte Elbtunnelröhre in Voraussicht auf die Regelung der Sech- 
zehnten Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes festgelegt worden. Bei der Abwägung wurden die 
Gesichtspunkte des Stadt- und Landschaftsbildes sowie die Ver- 
hältnismäßigkeit zwischen Kosten und Nutzen berücksichtigt. Die 
Abmessungen des Lärmschutzes sind bis an die Grenze des Ver- 
tretbaren ausgeschöpft. Der passive Lärmschutz konnte wegen 
der seinerzeit noch fehlenden Rechenvorschrift und der noch 
nicht vorliegenden EDV-Programme nicht festgelegt werden. 
Deshalb wurde ein Vorbehalt in- den Planfeststellungsbeschluß 
aufgenommen, mit dem nach Vorliegen der notwendigen Berech- 
nungsgrundlagen der Kreis der Anspruchsberechtigten in einem 
ergänzenden Verfahren festgelegt werden soll. Dieses Verfahren 
ist noch nicht abgeschlossen. 


b) Wie steht die Bundesregierung zu Befürchtungen, daß sich 
durch dieses Vorgehen die Gesamtkosten für Lärmschutzmaß- 
nahmen erheblich verteuern könnten, da nach wie vor keine 
Klarheit darüber besteht, wie viele Mittel für passive Lärm- 
schutzmaßnahmen auf gewendet werden müssen? 


Die Bundesregierung hält die Befürchtungen für unbegründet. 


c) Hält die Bundesregierung vor diesem Hintergrund eine erneute 
Abwägung zwischen aktivem und passivem Lärmschutz für 
sinnvoll? 


Für eine erneute Abwägung zwischen aktivem und passivem 
Lärmschutz wird keine Veranlassung gesehen. 
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